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1. Gesamtubersicht der Resultate uber alle vier Kantone

1.1. Bildung einer gemeinsam getragenen Fachhochschule

Die Grundsatzfrage — Bildung einer gemeinsam von den Kantonen Aargau, Basel-
Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn getragenen FHNW - findet in allen vier Kantonen
Uberwiegende Zustimmung. Am klarsten ist die Zustimmung in den Kantonen Aargau und
Basel-Stadt, mehr Vorbehalte werden in Basel-Landschaft und Solothurn angemeldet. Ab-
lehnend ausserten sich vereinzelt Vernehmlassungspartner aus den beiden Basel.

1.2. Umfang der FHNW

1.2.1 Integration der Fachbereiche

Der Integration aller Fachbereiche wird im Grundsatz zugestimmt. Im Aargau und in Basel-
Stadt wird die entsprechende Frage mit Uberwiegender Mehrheit positiv beantwortet. Vorbe-
halte werden in den vier Kantonen zu folgenden Punkten geadussert:

Padagogik

In den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft und Basel-Stadt wird der Einbezug der Padago-
gik mit klarer Mehrheit befurwortet. Haufig wird damit das Anliegen verknipft, dass die Pa-
dagogik den spezifischen Bezug zu den einzelnen kantonalen Schulsystemen beibehalten
musse. In den Kantonen Aargau und Basel-Stadt wird zudem von einigen Vernehmlassern
der Wunsch gedussert, dass die Padagogik von Standortkonzentrationen ausgenommen
werden musse. In Basel-Landschaft und Basel-Stadt wird in einzelnen Stellungnahmen die
Zusammenfihrung von Padagogik mit den anderen Fachbereichen mit Fragezeichen verse-
hen. In Solothurn sind die Meinungen Uber den Einbezug der Padagogik geteilt. Als Alterna-
tive wird in den Kantonen Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn vereinzelt die Grin-
dung einer Padagogischen Hochschule Nordwestschweiz vorgeschlagen.

Integration aller Fachbereiche

In allen vier Kantonen aussern sich einzelne Gremien, namentlich Wirtschaftsverbande, kri-
tisch zu einer umfassenden Fusion per 1. Januar 2006. Sie ziehen demgegenulber eine Etap-
pierung vor (zunachst Technik, Wirtschaft und Gestaltung, zu einem spateren Zeitpunkt die
Ubrigen Bereiche).

Musik

In den Kantonen Aargau und Basel-Landschaft lassen sich vereinzelte, in Solothurn mehrere
Stimmen vernehmen, die die Integration der Musik insbesondere aus finanziellen Grinden
ablehnen.

1.2.2 Portfolio

In allen vier Kantonen wird die Ungewissheit Uber das zukinftige Portfolio als Problem er-
achtet. Viele Gremien fordern, dass vor der Beratung der Staatsvertragsvorlage in den Par-
lamenten Klarheit dartber bestehen musse, welche Fachbereiche an welchen Standorten
gefuhrt werden und welchen Standorten die Fihrungsrolle in den einzelnen Fachbereiche
zugewiesen werde. Ausserdem solle die Rolle und Funktion der Fachbereichs- und Standort-
leitungen prazisiert werden.

1.3. Fusionsmodell

Das Fusionsmodell findet grossmehrheitlich Zustimmung. In der Ausgestaltung werden je-
doch verschiedentlich Vorbehalte gemacht.

Im Kanton Aargau und in den beiden Basel wird betont, dass die fachliche Entwicklung der
FH héher zu gewichten sei als die Standortinteressen der einzelnen Kantone. Deshalb sei
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der Fuhrung der Fachbereiche Prioritat einzurdumen. Gleichzeitig wird mit Blick auf die In-
terdisziplinaritdt und den Bezug zum wirtschaftlichen Umfeld flr eine fachliche Breite des
Angebots an den einzelnen Standorten pladiert. Im Kanton Basel-Landschaft wird einmal die
Forderung nach einer Holdingstruktur erhoben. In Solothurn treten verschiedene Vernehm-
lasser fur die Flihrung der Standorte als teilautonome Einheiten (Profit-Zentren) ein.

Zudem zeigt sich, dass die Verwendung des Begriffs ,Standort” im Staatsvertrag und im Be-
richt zu Missverstandnissen fuhrt (Standorte = vier Kantone oder die neun aktuellen Standor-
te der Teilschulen?).

1.4. Kompetenz der Parlamente zur Festlegung der Standorte der Fachbereiche und
zum Abschluss des Leistungsauftrags

Die vorgeschlagene Kompetenzverteilung zwischen Tragerkantonen und der FHNW wird
unterschiedlich beurteilt.

Im Kanton Aargau ist eine Mehrheit der Vernehmlasser der Auffassung, das politische Fih-
rungsmodell sei zu kompliziert. Insbesondere wird eine Blockade der parlamentarischen Ent-
scheidungsprozesse durch Standortfragen befirchtet. Auf Grund dieser Einschatzung wird
vorgeschlagen, entweder die Kompetenz zum Abschluss des Leistungsauftrages auf Ebene
Regierung (bzw. Regierungsausschuss) anzusiedeln oder den Entscheid Uber die Zuwei-
sung der Fachbereiche zu den Standorten aus dem Leistungsauftrag auszuklammern.

Diese Einschatzung wird in Basel-Landschaft und Basel-Stadt von schul- und wirtschaftsna-
hen Gremien ebenfalls geteilt. Vereinzelt wird in Basel-Landschaft zudem die vorgesehene
Garantie einer Mindeststudierendenzal pro Standort abgelehnt. Gleichzeitig beflirworten eine
Mehrheit der Parteien sowie die Arbeitnehmerverbande in den beiden Basel das vorgeschla-
gene Modell und begrissen insbesondere die gegeniber heute starkere Mitbestimmung der
Parlamente.

Im Kanton Solothurn wird das vorgeschlagene Entscheidungsmodell hingegen grossmehr-
heitlich befurwortet.

Im Kanton Aargau fordern Parteien und leitende Gremien der FHA zuséatzlich, fir die parla-
mentarische Vorberatung nur eine einzige interparlamentarische Kommission einzusetzen.

Auch in diesem Zusammenhang wird in allen Kantonen immer wieder gefordert, dass die
Eckwerte des Leistungsauftrags und die Zuordnung der Fachbereiche vor der Beratung des
Staatsvertrags bekannt sein missen (vgl. Ziff. 2.2).

1.5. Steuerung der FHNW durch die Parlamente mittels mehrjahrigem Leistungsauf-
trag und entsprechendem Globalbeitrag

In allen vier Kantonen wird der Flihrung der FHNW mittels Leistungsauftrag und mehrjahri-
gem Globalbeitrag im Grundsatz klar zugestimmt. Der Leistungsauftrag soll aber relativ offen
formuliert werden, um der FHNW den nétigen Entwicklungsspielraum zu geben.

1.6. Verteilschlussel fiir die finanzielle Lastenverteilung

In den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft und Basel-Stadt ist der Verteilschllissel mit we-
nigen Ausnahmen unbestritten. In den Kantonen Aargau und Basel-Landschaft wird verein-
zelt eine Hohergewichtung des Standortvorteils verlangt (30% statt 20%).

In Solothurn wird fast einhellig, insbesondere auch von allen Parteien, gefordert, dass der
Standortvorteil wesentlich starker zu gewichten sei; meist wird eine Gewichtung mit 50%
verlangt.

Die Sonderregelung fir den Verteilschlissel zwischen den beiden Basel wurde vielfach nicht
verstanden.



1.7. Weitere Hinweise
Im Weiteren nehmen die Vernehmlasser insbesondere zu folgenden Themen Stellung:
Pensionskassenlosung

In den Kantonen Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn stdsst die vorgeschlagene
Regelung der beruflichen Vorsorge (Versicherung der Mitarbeitenden bei der Aargaui-
schen Pensionskasse APK) auf Skepsis. Es werden Fragen nach den Kriterien flr die
Wahl der Pensionskasse, den effektiven Kosten, der Finanzierbarkeit der Deckungsliicke
durch die Kantone, der vorgesehenen Mitfinanzierung durch die Versicherten und nach
der zukinftigen Entwicklung der AKP gestellt. Von Arbeithehmerseite wird beflurchtet,
diese Regelung kénnte eine Leistungsminderung zur Folge haben.

In den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft und Basel-Stadt wird vereinzelt ein sofortiger
Wechsel in eine Lésung mit Beitragsprimat verlangt, wahrend gleichzeitig die Personal-
verbande in diesen Kantonen einen solchen Wechsel ablehnen.

Anstellungsbedingungen

Die Anstellungsbedingungen werden insbesondere von den Angestelltenverbanden, ein-
zelnen Parteien und FH-Gremien thematisiert. Vorgeschlagen wird der Abschluss eines
Gesamtarbeitsvertrags. Vielfach wird zudem verlangt, flr das Anstellungsrecht missten
die Standards des kantonalen Personalrechts massgebend sein. Einzelne wenige Ver-
nehmlasser fordern, auf Leistungskomponenten bei der Ausgestaltung der Besoldungen
zu verzichten.

Vereinzelt wird auch eine rein obligationenrechtliche Anstellung gefordert.
Gleichstellung

In allen Kantonen fordern einzelne Gremien der Fachhochschulen, Gleichstellungsgremi-
en, Angestelltenverbande und vereinzelt Parteien eine starkere und prazisere Verpflich-
tung der FHNW zur Férderung der Gleichstellung.

Beschriankung der Zulassung

Von verschiedener Seite wird ein Numerus Clausus abgelehnt, insbesondere wenn er
aus finanziellen Griinden eingefiihrt werden sollte. Die Musik-Akademie der Stadt Basel
allerdings verweist darauf, dass Zulassungsbeschrankungen bei ihr unter anderem auf
Grund von Qualitatskriterien seit jeher Usus sind.

Mitbestimmung

Personalverbande und teilweise Gremien der Fachhochschulen erachten die vorgeschla-
gene Regelung der Mitwirkung der Angehdrigen der FHNW als unzureichend. Demge-
genuber wird ein Recht auf Mitbestimmung gefordert.
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Hinweis: Die eingegangenen Antworten sind in der folgenden Ubersicht weder gewichtet
noch kategorisiert. Fir eine genauere Auswertung vergleiche die nachfolgenden kantonalen

Auswertungen.

Antwort auf Frage 1

Sind Sie grundsétzlich mit der Bildung einer von den Kantonen AG, BL, BS und SO gemeinsam ge-
tragenen FH Nordwestschweiz einverstanden?

Zustimmung mit

Volle Zustimmung Vorbehalten Ablehnung
Aargau 25 5 0
Basel-Landschaft 18 12 3
Basel-Stadt 20 1
Solothurn 19 0

Antwort auf Frage 2

Sind Sie einverstanden, dass die FHNW alle Fachhochschulbereiche umfassen soll (vgl. Vernehm-

lassungsbericht, Ziff. 3.3.)?

Volle Zustim- Zustimmung mit Ablehnung
mung Vorbehalten
Aargau 15 15 0
Basel-Landschaft 12 17 4
Basel-Stadt 11 12 1
Solothurn 5 14 5

Antwort auf Frage 3

Sind Sie mit dem Fusionsmodell einverstanden (vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.)?

Zustimmung mit

Volle Zustimmung Vorbehalten Ablehnung
Aargau 9 21 0
Basel-Landschaft 8 17 7
Basel-Stadt 11 12 2
Solothurn 6 17 2




Antwort auf Frage 4

Sind Sie damit einverstanden, dass die Standorte der Fachbereiche durch die Parlamente festgelegt
werden, die FHNW im Ubrigen aber Autonomie zu einer standortiibergreifenden Entwicklung erhélt
(vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.1. und 3.2.)?

Volle Zustimmung Zl‘\'/séiggth‘g;%?it Ablehnung
Aargau 8 10 12
Basel-Landschaft 13 11 7
Basel-Stadt 11 10 2
Solothurn 11 11 3

Antwort auf Frage 5

Sind Sie damit einverstanden, dass die Parlamente die FHNW durch einen mehrjdhrigen Leistungs-
auftrag mit entsprechenden Globalbeitrdgen steuern (vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.4.)?

Volle Zustimmung Zlbsél:&renhl;r?%gmt Ablehnung
Aargau 16 13 1
Basel-Landschaft 15 12 4
Basel-Stadt 13 8 3
Solothurn 20 4 1

Antwort auf Frage 6
Sind Sie mit dem in Ziff. 3.6. des Vernehmlassungsberichts vorgeschlagenen Schllissel fiir die finan-

zielle Lastenverteilung einverstanden?

Volle Zustimmung Zlilséig?hlg;%?it Ablehnung
Aargau 20 9 0
Basel-Landschaft 16 9 3
Basel-Stadt 15 5 1
Solothurn 3 14 8
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3. Ergebnisse der Vernehmlassung im Kanton Aargau

3.1.Grundsatzfrage

Die Grundsatzfrage — Bildung einer von den Kantonen AG, BL, BS und SO gemeinsam ge-
tragenen FH Nordwestschweiz - ist im Aargau unbestritten.

Von den Parteien machen einzig die SVP und die Griine Partei Vorbehalte (SVP: Fusion
nicht um jeden Preis; GP: Zusammenschluss nicht nur organisatorisch, sondern auch fak-
tisch).

3.2. Umfang der FHNW

3.2.1. Integration der Fachbereiche
Die Integration aller Fachbereiche in die FHNW ist unbestritten.

Die Integration der Padagogik wird als zwingend erachtet. Namentlich wird auch der Einbe-
zug der PH Solothurn gefordert (unter anderen seitens der CVP, FDP, SP).

Der Fachhochschulrat erachtet besondere kantonale Vorgaben fur den Fachbereich Pada-
gogik fur nicht mehr notwendig. Personalverbande und Organe der Lehrerbildung bzw.
-weiterbildung verlangen demgegeniber, dem spezifischen Bezug zu den jeweiligen kanto-
nalen Schulsystemen sei bei der Festlegung der Standorte besonders Rechnung zu tragen.

Vereinzelt wird eine Integration der Fachbereiche in Etappen vorgeschlagen. Die SVP mdch-
te namentlich eine spatere Integration der Padagogik und der Musik prufen lassen.

3.2.2. Portfoliofrage

Viele Vernehmlasser, darunter alle Parteien, fordern, dass die Portfoliofrage vor der Bera-
tung des Staatsvertrags geklart sein muss. Fur die FDP und die SVP ist diese Forderung
zentral. Mehrere Verbande und Organisationen zeigen zwar Verstandnis fur die Griinde, die
einer Festlegung von Standorten und Fachbereichen bisher entgegen standen. Gleichzeitig
aussern sie aber die Beflrchtung, die Ungewissheit Gber das zukiinftige Portfolio konnte die
Vorlage zum Scheitern bringen.

3.3. Fusionsmodell

Das Fusionsmodell findet grundsatzlich Zustimmung. Unter den Vernehmlassungspartnern
herrscht allerdings Einigkeit darliber, dass die Fihrung der Fachbereiche vor der Standort-
frage Vorrang haben muss. In diesem Zusammenhang dussern sich einzelne Vernehmlasser
kritisch zur Zielsetzung, die Studierendenzahl an den einzelnen Standorten mindestens auf
dem Stand des Jahres 2003 zu halten. Diese Vorgabe behindere die fachliche Schwerpunkt-
bildung der FHNW. Gleichzeitig wird vereinzelt darauf hingewiesen, dass mit Blick auf die
Interdisziplinaritédt an den einzelnen Standorten ein fachlich breites Angebot nétig sei.

Im Weiteren wird festgestellt, dass die Definition der Standorte unklar ist (Standorte = vier
Kantone oder neun aktuelle Standorte der Teilschulen?).

3.4. Kompetenz der Parlamente zur Festlegung der Standorte der Fachbereiche und
zum Abschluss des Leistungsauftrags

Die vorgeschlagene Kompetenzverteilung zwischen Tragerkantonen und der FHNW wird fast
einhellig als zu kompliziert, zu schwerfallig und als nicht funktionsfahig beurteilt. Zu diesem
Schluss kommen alle Parteien, die leitenden Organe der FHA, namentlich der Fachhoch-
schulrat, und mehrheitlich die Personalverbdnde. Insbesondere wird befiirchtet, dass
Standortinteressen den politischen Entscheidungsprozess dominieren oder gar blockieren
konnten.
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Zur Vereinfachung der politischen Flhrungsstruktur werden im Wesentlichen zwei L6sungen
vorgeschlagen:

a) Der Leistungsauftrag soll nicht durch die Parlamente, sondern durch den Regierungs-
ausschuss verabschiedet werden. Der FHR schlagt vor, in diesem Fall den Parlamenten
einen Rechenschafts- und Planungsbericht zur Kenntnisnahme vorzulegen.

b) Die Zuordnung der Fachbereiche zu den Standorten soll nicht Gegenstand des Leis-
tungsauftrages sein, sondern in die Zustandigkeit des Regierungsausschusses bzw. der
Regierungen fallen.

Parteien und leitende Organe der FHA fordern zusatzlich, fir die parlamentarische Vorbera-
tung nur eine einzige interparlamentarische Kommission einzusetzen.

3.5. Steuerung der FHNW durch die Parlamente mittels mehrjahrigem Leistungsauf-
trag und entsprechendem Globalbeitrag

Die Fuhrung der FHNW mittels mehrjahrigem Leistungsauftrag und entsprechenden Glo-
balbeitragen ist im Grundsatz unbestritten.

Im Zusammenhang mit dem Leistungsauftrag wird mehrfach verlangt, die Standorte der
Fachbereiche sollten nicht in der Leistungsvereinbarung festgelegt, sondern durch den Re-
gierungsausschuss bzw. die Regierungen oder den Fachhochschulrat bestimmt werden (vgl.
Ziff. 4).

3.6. Verteilschliissel fiir die finanzielle Lastenverteilung

Das Finanzierungsmodell und der Verteilschlissel werden Uberwiegend als richtig erachtet.
Einzig die SVP verlangt ein eindeutig leistungs- und resultatorientiertes Modell. Die SP
mochte den Standortvorteil starker gewichten.

3.7. Weitere Hinweise

Im weiteren nehmen die Vernehmlasser insbesondere zu folgenden Themen Stellung:
Altersvorsorge

Das vorgeschlagene Modell zur Altersvorsorge findet allgemein Zustimmung. Namentlich
begrissen die Personalverbande die Uberfliihrung in die Aargauische Pensionskasse
APK.

Kritisch dussern sich nur wenige Vernehmlasser: Die SVP halt die Finanzierung der De-
ckungsliicke politisch flr nicht mehrheitsfahig. Der Fachhochschulrat fordert eine noch-
malige fundierte Uberpriifung der Lésung APK und macht auf mégliche Nachteile fiir die
Angestellten des Kantons Solothurn aufmerksam. Die APK weist darauf hin, dass die
Ausfinanzierung allein durch den Arbeitgeber zu tragen ist.

Anstellungsbedingungen

Die Regelung der Anstellungsverhaltnisse findet Uberwiegend Zustimmung. Sie ist insbe-
sondere bei den Parteien unbestritten.

SP und Angestelltenverbande verlangen den Abschluss eines o&ffentlich-rechtlichen Ge-
samtarbeitsvertrags. Fur das Anstellungsrecht missten die Standards des kantonalen
Personalrechts massgebend sein.

Gleichstellung

Angestelltenverbande und Gremien der FHA verlangen eine starkere und prazisere Ver-
pflichtung zur Férderung der Gleichstellung.



3.8. Quantitative Auswertung

Vernehmlasserkategorien

Die Auswertung der Vernehmlassungsantworten erfolgt in allen Kantonen gemass folgender Kategorien:

Kategorie
Parteien
Verbande
Gemeinden
Bund (BBT)
FH Aargau

Studierenden- und Dozierendenorganisationen

-10 -

Organisationen und Verbande mit besonderem Bezug zur FH Aargau

Erziehungsrat, Schulkonferenzen (Erziehung, Bildung)

Kantonale Verwaltungsstellen

andere Gruppen (nicht eingeladene Gruppen, die den definierten Kategorien nicht zugeordnet werden kénnen)

Einzelpersonen

Beteiligung an der Vernehmlassung

Vernehmlasser

Eingeladen

Anzahl Stellungnahmen Ein-
geladene

Anzahl

Stellungnahmen | Total
nicht Eingeladene

Parteien 15

Verbande

Gemeinden

Bund/CH

FH Aargau

Studierende/Dozierende

Organisationen/Verbande mit
Bezug FHA

(=2 R O R - |

Gremien Erziehung, Bildung

-

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total 48

29

36

Antwort auf Frage 1

Sind Sie grundsétzlich mit der Bildung einer von den Kantonen AG, BL, BS und SO gemeinsam getragenen FH

Nordwestschweiz einverstanden?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung
Zustimmung

mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

2

Verbande

Gemeinden

Bund

FH Aargau

Studierende/Dozierende

Organisationen/Verbande mit Bezug FHA

DWW O|O

(W[ |WwW| O | N

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelpersonen

Total

25

30




Antwort auf Frage 2
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Sind Sie einverstanden, dass die FHNW alle Fachhochschulbereiche umfassen soll (vgl. Vernehmlassungsbe-

richt, Ziff. 3.3.)?

Vernehmlasser

Volle

Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

Verbande

Gemeinden

Bund

FH Aargau

W= | W=

Studierende/Dozierende

Organisationen/Verbande mit Bezug FHA

(W[ |2WwW|O| N

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelpersonen

Total

15

30

Antwort auf Frage 3

Sind Sie mit dem Fusionsmodell einverstanden (vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.)?

Vernehmlasser

Volle

Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

3

Verbande

Gemeinden

Bund

FH Aargau

Studierende/Dozierende

Organisationen/Verbande mit Bezug FHA

AN~ =

DWW 0| N

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelpersonen

Total

21

30

Antwort auf Frage 4

Sind Sie damit einverstanden, dass die Standorte der Fachbereiche durch die Parlamente festgelegt werden, die
FHNW im Ubrigen aber Autonomie zu einer standortiibergreifenden Entwicklung erhélt (vgl. Vernehmlassungsbe-

richt, Ziff. 3.1. und 3.2.)?

Vernehmlasser

Volle
mung

Zustim-

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

3

Verbande

Gemeinden

Bund

FH Aargau

Studierende/Dozierende

Organisationen/Verbande mit Bezug FHA

Alw|ala

| W[ [ |W|O| N

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelpersonen

Total

10

12

30




Antwort auf Frage 5
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Sind Sie damit einverstanden, dass die Parlamente die FHNW durch einen mehrjdhrigen Leistungsauftrag mit

entsprechenden Globalbeitrdgen steuern (vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.4.)?

Vernehmlasser

Volle
mung

Zustim-

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

4

Verbande

1

Gemeinden

Bund

S lw(hd|lw

FH Aargau

Studierende/Dozierende

Organisationen/Verbande mit Bezug FHA

(WA | 2w O

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelpersonen

Total

16

13

30

Antwort auf Frage 6

Sind Sie mit dem in Ziff. 3.6. des Vernehmlassungsberichts vorgeschlagenen Schliissel fiir die finanzielle Lasten-

verteilung einverstanden?

Vernehmlasser

Volle
mung

Zustim-

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

3

7

Verbande

5

Gemeinden

3

Bund

FH Aargau

Studierende/Dozierende

Organisationen/Verbande mit Bezug FHA

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelpersonen

Total

20

29
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4. Ergebnisse der Vernehmlassung im Kanton Basel-Landschaft

Gesamthaft findet die Vorlage im Grundsatz eine breite Zustimmung, es werden jedoch in
verschiedenen Punke qualifizierte Vorbehalte angebracht.

4.1. Grundsatzfrage

Die Grundsatzfrage - Bildung einer von den Kantonen AG, BL, BS und SO gemeinsam ge-
tragenen FHNW - ist unbestritten. Dabei werden mehrheitlich die Synergiemdglichkeiten,
Erhaltung und Steigerung der Ausbildungsqualitat und die Konkurrenzfahigkeit der FHNW
innerhalb der Fachhochschullandschaft als Gewinn aus der Fusion genannt. Abgelehnt wird
diese Frage nur von den Konferenzvorstanden der HPSA-BB, die mehr Nachteile als Vorteile
erwarten, und vom Verband der Basellandschaftlichen Gemeinden, die das gesamte Proze-
dere der standardisierten Auswertung ablehnen.

4.2. Umfang der FHNW
4.2.1 Integration der Fachbereiche

Die Mehrheit der Vernehmlassungspartner befiirwortet die Integration aller Fachbereiche in
die FHNW. Es wird wiederholt betont, dass die Padagogik SO ebenfalls einbezogen werden
soll.

Die SVP, die junge SVP sowie die Handelskammer sehen keine Vorteile darin, wenn die
klassischen FH-Fachbereiche mit Padagogik, Sozialer Arbeit, Gestaltung und Kunst sowie
Musik zusammengefihrt werden, wahrend die Wirtschaftskammer KMU gar eine Schwa-
chung der Region befiirchtet. Die SP BL hingegen betont, dass die ,neuen“ FH-Disziplinen
den gleichen Stellenwert haben missen wie die klassischen. Sie pladiert auch fir die Mog-
lichkeit der Integration weiterer Fachbereiche, insbesondere der Gesundheitsberufe in die
FHNW. Problematisiert wird zum Teil, dass flir die gemeinsam geflihrten Facher Bundes-
richtlinien (und Bundessubventionen) gelten, wahrend fir die Padagogik die interkantonalen
Richtlinien der Schweizerischen Erziehungsdirektorenkonferenz EDK gelten. Einzelne Stim-
men bitten um die Prifung einer gemeinsamen Tragerschaft von zwei Teilschulen unterteilt
in die Bereiche Padagogik, Soziale Arbeit, Musik sowie Gestaltung und Kunst einerseits und
Technik, Bau, Chemie und Wirtschaft andererseits.

4.2.2 Portfoliofrage

Die meisten Vernehmlassungspartner verlangen, dass ein Portfolio vorliegen muss, bevor
die Vorlage den Parlamenten vorgelegt wird. Verbunden mit der Portfoliofrage wird gefordert,
dass Standort und Leitung der Fachbereiche und Standort bzw. Sitz der FHNW festgelegt
werden. Hinsichtlich einzelner Fachbereiche, etwa Chemie und ,life sciences” oder Technik,
wird verlangt, dass diese in der Region verbleiben mussen. Mehrfach werden die trinationa-
len Studiengadnge angesprochen (FHBB Fachhochschulrat und Direktion, Handelskammer,
VPOD) und wird fiir die Weiterentwicklung der Zusammenarbeit der Padagogik und der So-
zialen Arbeit pladiert (alle Gremien der HPSA-BB, VPOD, kant. Konferenz des Lehrperso-
nals). Schliesslich werden auch Fragen hinsichtlich der Verortung von Bachelor- und Master-
Studiengangen und der Forschung gestellt.

4.3. Fusionsmodell

Die Mehrzahl der Stellungnahmen befiirwortet das Fusionsmodell. Die Vorbehalte betreffen
in erster Linie die Kompetenzen der verschiedenen Entscheidungsgremien, Standortfragen,
die Anstellungsbedingungen und die Pensionskassenlosung. Diese Punkte werden in den
nachfolgenden Abschnitten detailliert erlautert. Einzig die Wirtschaftskammer KMU lehnt das
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Fusionsmodell ab und fordert eine Holdingstruktur. Diese Forderung betrifft auch alle weite-
ren Fragen. Die FDP hatte es begrisst, wenn ein Holdingmodell als Alternative zur Diskussi-
on gestanden hatte.

4.4. Kompetenz der Parlamente zur Festlegung der Standorte der Fachbereiche

Der vorgesehene Instanzenweg wird zwar zum Teil als nétig erachtet, jedoch fast durchge-
hend als zu schwerfallig und zu kompliziert angesehen. Daraus wird haufig die Befurchtung
abgeleitet, die FHNW wirde zu unflexibel, nicht konkurrenzfahig und zukunftsorientierte
Entwicklungen wiirden verunmdglicht. Diese Haltung betrifft auch Frage 5.

Wie beim Portfolio verlangen die meisten Vernehmlasser, dass die Festlegung der Standorte
ebenso wie der Sitz der FHNW vorgangig bekannt sein missen. In den Vorbehalten wird die
Schwachung der Region bei einem mdglichen Verlust von profilierten Disziplinen befirchtet,
wie bereits oben erlautert. Vereinzelt wird die vorgesehene Garantie einer Mindeststudieren-
denzal pro Standort abgelehnt. Wahrend die Handelskammer den Vorrang der Fachbereiche
fordert, legt die SP Wert auf eine gleiche Gewichtung von Standorten und Fachbereichen,
um Interdisziplinaritat zu gewahrleisten. Immer wieder wird betont, dass Basel und Muttenz
als zwei Standorte gelten missen.

4.5. Steuerung der FHNW durch die Parlamente mittels mehrjahrigem Leistungsauf-
trag und entsprechendem Globalbeitrag

Wahrend die meisten Parteien, der Gewerkschaftsbund und der VPOD die parlamentari-
schen Entscheidungsmaoglichkeiten begrissen, schlagen FDP, die Gremien der FHBB und
der HPSA, die Verbande und die Handelskammer vor, dass die Parlamente nur das Global-
budget (oder das Globalbudget mit einem generellen Leistungsauftrag) beschliessen, wah-
rend ein detaillierter Leistungsauftrag (auch als Leistungsvereinbarung bezeichnet) vom
Fachhochschulrat festgelegt werden soll. Einzelne Stimmen fordern auch die Streichung des
Regierungsausschusses und die Zuordnung seiner Kompetenzen an den Fachhochschulrat.
Vielfach wird eine 3 - 4 jahrige Erteilung des Leistungsauftrags bzw. des Globalbalbeitrags
im Staatsvertrag gewlinscht.

4.6. Verteilschliissel fiir die finanzielle Lastenverteilung

Die Mehrzahl der Vernehmlassungspartner stimmt dem Verteilschlissel vorbehaltlos zu. Die
wenigen Ausnahmen pladieren flr eine ausschliessliche Verteilung nach Studierendenquote
(HPSA-BB HSR, Wirtschaftskammer KMU), oder fiir eine starkere Gewichtung des Standort-
faktors (SP). Vereinzelt wurde das Finanzierungsmodell als unklar oder nicht nachvollziehbar
in Frage gestellt.

4.7. Weitere Hinweise
Im Weitern nehmen die Vernehmlasser insbesondere zu folgenden Bereichen Stellung:

e Altersvorsorge

Der Wechsel in die APK wird von den meisten Vernehmlassungspartnern in Frage ge-
stellt und ein Verbleib, evtl. fiir eine langere Ubergansfrist, in der angestammten PK bzw.
die Wahl der BLPK vorgeschlagen. Die Grinde fir diese Ablehnung sind vielfaltig. Die
Deckungslicke wird ebenso angesprochen wie die unterschiedlichen Leistungen der bei-
den Kassen, oder dass das Pensionskassengesetz im Kanton Aargau in Revision ist. Die
anteilsmassige Mitfinanzierung durch die Versicherten an einer allfalligen Ausfinanzie-
rung der Deckungsliicke wird von den Personalverbanden, dem VPOD und dem Ge-
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werkschaftsbund abgelehnt. Die BLPK macht detailliert geltend, dass sehr viele kosten-
und leistungsrelevante Unterschiede nicht in die Entscheidung mit einbezogen wurden.

¢ Anstellungsbedingungen

Auch die vorgesehenen Anstellungsregelungen werden von vielen Vernehmlassungs-
partnern in Frage gestellt. Mehrfach wird die Vereinbarung eines Gesamtarbeitsvertrags
(GAV) verlangt (SP, Grine, VPOD, FHBB FHR). Die Orientierung an den Minimalvorga-
ben des Obligationenrechts wird abgelehnt, da dies als Verschlechterung der Arbeitsbe-
dingen wahrgenommen wird. Falls es nicht zu einem GAV kommen sollte, wird die An-
lehnung an das Personalrecht des Kantons Basel-Landschaft vorgezogen. Haufig wird
ein transparentes Lohnsystem gefordert und von Seiten der Dozierenden und der Perso-
nalverbande wird der Leistungslohn abgelehnt.

e Gleichstellung

Konkrete Vorschlage zur Umsetzung der Gleichstellung werden nicht nur von Seiten des
Frauenrates und der Fachstelle fir Gleichstellung sondern auch vom Fachhochschulrat
FHBB und dem VPOD gemacht.

e Zulassungsbeschrankungen und Gebihren

Die Zulassungsbeschrankungen und Gebuhren sind ebenfalls ein Thema, auf das von
verschiedener Seite eingegangen wird. Wahrend SP und VPOD diese weitgehend ab-
lehnen und eine Geblhrenerhéhung an eine Stipendienregelung gekoppelt haben mdch-
ten, sollten laut Handelskammer Zulassungsbeschrankungen und Héhe der Gebihren al-
lein in der Verantwortung des Fachhochschulrates liegen.

e Mitbestimmung

Von Seiten der Dozierenden und der Personalverbande wird eine deutlichere Veranke-
rung der Mitbestimmung erwartet.

3.8. Quantitative Auswertung

Vernehmlasserkategorien
Die Auswertung der Vernehmlassungsantworten erfolgt in allen Kantonen gemass folgender Kategorien:

Kategorie

Parteien

Verbande

Gemeinden

FHBB / HPSA-BB

Studierenden- und Dozierendenorganisationen

Erziehungsrat, Schulkonferenzen (Erziehung, Bildung)

Kantonale Verwaltungsstellen

andere Gruppen (nicht eingeladene Gruppen, die den definierten Kategorien nicht zugeordnet werden kénnen)
Einzelpersonen
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Beteiligung an der Vernehmlassung

Vernehmlasser Eingeladen Anzahl Stellungnahmen | Anzahl Stellungnahmen | Total
Eingeladene nicht Eingeladene

Parteien 7 6 1 7

Verbande 11 6 1 7

Gemeinden 3 3

FHBB / HPSA-BB 4 2 6

Studierende/Dozierende 2 2

Erziehung, Bildung 4 1 5

Kant. Verwaltung 10 9 9

Andere Gruppen / Einzelper- 0

sonen

Total 43 34 5 39

Antwort auf Frage 1

Sind Sie grundsétzlich mit der Bildung einer von den Kantonen AG, BL, BS und SO gemeinsam getragenen FH
Nordwestschweiz einverstanden?

Vernehmlasser Volle Zustimmung Zustimmung Ablehnung Total

mit Vorbehalten Antworten
Parteien 4 6
Verbande 6 2 8
Gemeinden 1 2 3
FHBB/HPSA-BB 3 2 5
Studierende/Dozierende 1 1 2
Erziehung, Bildung 2 2 4
Kant. Verwaltung 3 5
Andere Gruppen / Einzelper-
sonen
Total 18 12 3 33
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Sind Sie einverstanden, dass die FHNW alle Fachhochschulbereiche umfassen soll (vgl. Vernehmlassungsbe-

richt, Ziff. 3.3.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

4

Verbande

Gemeinden

FHBB/HPSA-BB

Studierende/Dozierende

Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

NN == =a2w(N

AN AW O

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

12

17

33

Antwort auf Frage 3

Sind Sie mit dem Fusionsmodell einverstanden (vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

6

Verbande

»

Gemeinden

FHBB/HPSA-BB

Studierende/Dozierende

Erziehung, Bildung

= =2 NN -

Kant. Verwaltung

W= =W

Glw|IdD a|lw|oo

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

17

32

Antwort auf Frage 4

Sind Sie damit einverstanden, dass die Standorte der Fachbereiche durch die Parlamente festgelegt werden, die
FHNW im Ubrigen aber Autonomie zu einer standortiibergreifenden Entwicklung erhalt (vgl. Vernehmlassungsbe-

richt, Ziff. 3.1. und 3.2.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

Verbande

N

Gemeinden

FHBB/HPSA-BB

Studierende/Dozierende

Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

N (== W®w

AWM Oa|w|N

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

13

11

31




Antwort auf Frage 5
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Sind Sie damit einverstanden, dass die Parlamente die FHNW durch einen mehrjéhrigen Leistungsauftrag mit
entsprechenden Globalbeitragen steuern (vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.4.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

6

Verbande

Gemeinden

FHBB/HPSA-BB

Studierende/Dozierende

Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

NN DA

AWM | W|

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

15

12

31

Antwort auf Frage 6

Sind Sie mit dem in Ziff. 3.6. des Vernehmlassungsberichts vorgeschlagenen Schliissel fiir die finanzielle Lasten-

verteilung einverstanden?

Vernehmlasser Volle Zustimmung Zustimmung Ablehnung Total

mit Vorbehalten Antworten
Parteien 3 6
Verbande 8
Gemeinden 2
FHBB/HPSA-BB 4 5
Studierende/Dozierende 2 2
Erziehung, Bildung 1 1
Kant. Verwaltung 2 2 4
Andere Gruppen / Einzelper-
sonen
Total 16 9 28
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5. Ergebnisse der Vernehmlassung im Kanton Basel-Stadt

5.1. Grundsatzfrage

Die Grundsatzfrage — die Bildung einer von den Kantonen AG, BL, BS und SO gemeinsam
getragenen FHNW - ist unbestritten; von den 24 eingegangenen Antworten pladieren 20 flr
die Fusion, mit Vorbehalt auch die CVP, die Institutionen der Lehrkrafteweiterbildung der vier
Kantone sowie die Schulsynoden (letztere sprechen sich gegen die Integration der Padago-
gik aus). Abgelehnt wird der Zusammenschluss einzig von der Demokratisch Sozialen Partei
(DSP).

5.2. Integration der Fachbereiche

Die Integration aller bestehenden Fachhochschulbereiche in die FHNW wird ebenfalls
grundsatzlich begrisst. Um den Anschein einer Wertung zu vermeiden, wird von zwei Seiten
die alphabetische Auflistung der Fachbereiche empfohlen. Ablehnend aussern sich einzig die
Schulsynoden; die Vereinheitlichung der Lehrkrafteausbildung sei zwar erstrebenswert, je-
doch auch ohne Grossfusion erreichbar. Die Handelskammer beider Basel spricht sich nicht
grundsatzlich gegen den angestrebten Umfang aus, bezweifelt aber den Sinn einer Zusam-
menflhrung der padagogisch, sozial und musisch ausgerichteten mit den sog. 'harten' Dis-
ziplinen.

Von verschiedener Seite aus wird darauf insistiert, dass die Pddagogik auf die kantonalen
Schulsysteme Ricksicht nehmen muss; die Vereinheitlichung dieses Bereiches dirfe nicht
Uber die entsprechenden EDK-Richtlinien hinausgehen, auf die Schwerpunktbildung an ei-
nem einzigen Standort sei fur die Ausbildung von Lehrpersonen der Volksschule sowie fir
die Weiterbildung der Lehrkrafte zu verzichten (unter anderen seitens der SP, Frauenzentra-
le, Schulsynoden, VPOD, GE). Von zwei Seiten kritisiert wird die Sonderregelung fir die Pa-
dagogik in Solothurn. Mehrmals beanstandet wird Uberdies die fehlende Nennung des Be-
reichs Heilpddagogik; ebenfalls von einigen Vernehmlassern vermisst werden Aussagen
zum Bereich Gesundheit (unter anderen seitens der Schulkonferenzen, CVP).

5.3. Fusionsmodell

Dem Fusionsmodell wird in seinen Grundztigen ebenfalls mit grosser Mehrheit zugestimmt
(Ausnahmen DSP und Schulsynoden). Zu Fragen und Kritik Anlass gibt insbesondere das
Verhéltnis Standort — Fachbereich (SP, DSP, VPOD, Handelskammer, KDBS). Pladiert bei-
spielsweise die SP fir ein Gleichgewicht von Standort und Fachbereich, um damit die neu
aufgebaute Zusammenarbeit von Padagogik und Sozialer Arbeit an der HPSABB und die
trinationalen Ausbildungen an der FHBB zu erhalten (letzteres wird im Ubrigen von verschie-
denen Vernehmlassern flir wichtig befunden), so will sie gleichzeitig das Gesamtinteresse
der Fachhochschule (Schwerpunktbildungen) den Einzelinteressen der Kantone tberordnen.
Gemass der Handelskammer soll die Dimension 'Fachbereich' vor derjenigen der 'Standorte'
klar Vorrang haben. Gleichzeitig pladiert sie aber daflir, dass die bisherigen Standorte mit
einem multidisziplindren Angebot prasent bleiben missen, da in den wirtschaftsnahen Fach-
bereichen die Angebote auf die Bedurfnisse des jeweiligen Wirtschaftstandortes zugeschnit-
ten sind (letzteres wird auch von der SP angefihrt). Die DSP befirchtet, dass durch das vor-
geschlagene Fusionsmodell ein Abbau der an der FHBB erfolgreich praktizierten Interdiszip-
linaritat stattfinden wird. Allgemein wird das Spannungsfeld 'Fihrung Fachbereich — Standort'
fur ungeklart befunden; entsprechend beinhalten die Antworten zum Teil sich widerspre-
chende Interessensausrichtungen (Gewichtung der fachlichen Entwicklung vor Standortinte-
ressen einerseits, gleichzeitig Berlcksichtigung der lokalen Wirtschaftsstruktur und der Mul-
tidisziplinaritat an einem Standort andererseits).
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Die Musik-Akademie der Stadt Basel beansprucht eine noch zu vereinbarende Teilautono-
mie in Fihrung und Organisation, um ihrer Eigenart (Berufs- und Laienausbildung an einem
Ort) gerecht zu werden.

5.4. Kompetenz der Parlamente zur Festlegung der Standorte der Fachbereiche und
zum Abschluss des Leistungsauftrages

Der vorgeschlagenen Kompetenzverteilung zwischen den Parlamenten und der FHNW wird
in den Grundziigen von der Mehrheit zugestimmt (Ausnahme Schulsynoden und Handels-
kammer). Die Handelskammer beider Basel spricht sich gegen das in § 6 Leistungsauftrag
vorgesehene Vetorecht der Parlamente betreffend Zuteilung der Fachbereiche auf die
Standorte und ihre Zustandigkeit fur die Bestimmung der Entwicklungsschwerpunkte aus.
Allerdings wird von einer Vielzahl der Vernehmlasser gefordert, dass die Portfoliofrage vor
der Beratung des Staatsvertrages zu klaren ist und die fachlichen Kriterien und politischen
Zielsetzungen transparent gemacht werden mussen (SP, CVP, DSP, Gewerkschaftsbund,
VPOD, Frauenzentrale, Schulsynoden, Gewerkschaft Erziehung).

5.5. Steuerung der FHNW durch die Parlamente mittels Leistungsauftrag und entspre-
chendem Globalbeitrag

Das politische Fiihrungsmodell — Erteilung des Leistungsauftrages durch die Parlamente —
wird ebenfalls mehrheitlich begrisst. Fir zu schwerfallig und auf Grund der Vielzahl der in-
volvierten Gremien nicht steuerbar erachten es unter anderem die Handelskammer, die
CVP, die DSP und der SIA. Der Antrag der Handelskammer und des SIA geht dahin, die
Mitwirkung der Parlamente auf die Genehmigung des Globalbudgets zu beschranken. Die
SP fordert lediglich, dass der Leistungsauftrag offen formuliert wird, um die Freiheit von Leh-
re und Forschung nicht zu gefahrden. Dagegen pladieren der Gewerkschaftsbund, der
VPOD und die Gewerkschaft Erziehung flur eine Explizierung der demokratischen Mitbe-
stimmung bei der strategischen Ausrichtung und der fachlichen Entwicklung (§ 15) sowie fur
eine Wahl des Fachhochschulrats durch die Parlamente (letzteres ebenfalls SP, allerdings
auf Antrag des Regierungsausschusses).

5.6. Verteilschliissel fur die finanzielle Lastenverteilung

Das Finanzierungsmodell und der Verteilschllissel werden von einer grossen Mehrheit ohne
Vorbehalte begrisst. Nur die DSP wendet sich dagegen; die vom Kanton Basel-Stadt zu
leistende Abfederung sei im Hinblick auf die Vorleistungen insbesondere im Bereich der Mu-
sik nicht nachvollziehbar.

5.7. Weitere Hinweise
Im Weiteren nehmen die Vernehmlasser insbesondere zu folgenden Themen Stellung:

¢ Anstellungsbedingungen: SP, Gewerkschaftsbund und VPOD verlangen den Ab-
schluss eines offentlich-rechtlichen Gesamtarbeitsvertrages. Fir das Anstellungsrecht
mussten die Standards des kantonalen Personalrechts massgebend sein. Gefordert
werden zudem Mitbestimmungsrechte der Mitarbeitenden, die Nennung von entspre-
chenden Organen im Staatsvertrag und Verzicht auf einen Leistungslohn.

e PK-Losung: Betreffend der vorgeschlagenen PK-Lésung wird eine Verschlechterung
beflirchtet. Vermieden werden sollte auf jeden Fall ein vorschnelles Festlegen auf die PK
Aargau. Abgelehnt wird der Vorbehalt einer anteilsmassigen Mitfinanzierung der Unter-
deckung durch die aktiv Versicherten.



-21-

e Gleichstellung: Von verschiedener Seite aus wird der § 11 betreffend Gleichstellung der
Geschlechter fir zu unverbindlich befunden. Gefordert werden u.a. Prozentangaben zum
Geschlechteranteil auf allen Hierarchiestufen und eine Gleichstellungsstelle.

e Zulassungsbestimmungen: Von verschiedener Seite aus werden die in § 8 genannten
Zulassungsbeschrankungen abgelehnt. Fir inadaquat befunden wird vor allem ein aus
finanziellen Griinden eingefihrter Numerus clausus. Die Musik-Akademie der Stadt Ba-
sel allerdings verweist darauf, dass Zulassungsbeschrankungen bei ihr unter anderem
auf Grund von Qualitatskriterien seit jeher Usus sind.

Mehrere Vernehmlasser verweisen auf die Notwendigkeit, die Fachmaturitat mit der Be-
rufsmatur gleichzustellen und dies im § 8 entsprechend zu explizieren.

5.8. Quantitative Auswertung

Vernehmlasserkategorien
Parteien
Verbande/Organisationen
Hochschulen
Erziehungsrat, Schulkonferenzen (Erziehung, Bildung)
Kantonale Verwaltungsstellen
andere Gruppen (nicht eingeladene Gruppen, die den definierten Kategorien nicht zugeordnet werden kénnen)
Einzelpersonen

Beteiligung an der Vernehmlassung

Vernehmlasser Eingeladen Anzahl Stellungnahmen Ein- | Anzahl Stellungnahmen | Total
geladene nicht Eingeladene

Parteien 11 6 6
Verbande/Organisationen 10 7 9
Hochschulen 2 2 4
Gremien Erziehung/Bildung 11 4 4
Kant. Verwaltung 10 6 6
Andere Gruppen / Einzelper- 0 0 0 0
sonen

Total 44 25 4 29

Antwort auf Frage 1

Sind Sie grundsétzlich mit der Bildung einer von den Kantonen AG, BL, BS und SO gemeinsam getragenen FH
Nordwestschweiz einverstanden?

Vernehmlasser Volle Zustimmung Zustimmung Ablehnung Total
mit Vorbehalten Antworten

Parteien 1 1 6

Verbande/Organisationen 1

Hochschulen 1

Gremien Erziehung, Bildung

WA (NN
W h|wW|

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total 20 3 1 24
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Sind Sie einverstanden, dass die FHNW alle Fachhochschulbereiche umfassen soll (vgl. Vernehmlassungsbe-

richt, Ziff. 3.3.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung

mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

6

Verbande/Organisationen

Hochschulen

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

=S INNIN| D

NIN| 2O N

W h|lw|

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

1

12

24

Antwort auf Frage 3

Sind Sie mit dem Fusionsmodell einverstanden (vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung

mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

Verbande/Organisationen

Hochschulen

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

W= IN| B>

W= (N|O| =

W(h|[wW|o

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

1

12

24

Antwort auf Frage 4

Sind Sie damit einverstanden, dass die Standorte der Fachbereiche durch die Parlamente festgelegt werden, die
FHNW im Ubrigen aber Autonomie zu einer standortiibergreifenden Entwicklung erhélt (vgl. Vernehmlassungsbe-

richt, Ziff. 3.1. und 3.2.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung

mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

6

Verbande/Organisationen

Hochschulen

Gremien Erziehung, Bildung

wlalo| =

Kant. Verwaltung

N[f=|N|~|O

Nh|lWw|

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

1

10

23
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Antwort auf Frage 5

Sind Sie damit einverstanden, dass die Parlamente die FHNW durch einen mehrjdhrigen Leistungsauftrag mit
entsprechenden Globalbeitrdgen steuern (vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.4.)?

Vernehmlasser Volle Zustimmung Zustimmung Ablehnung Total

mit Vorbehalten Antworten
Parteien 5 1 6
Verbande/Organisationen 1 5 2 8
Hochschulen 2 3
Gremien Erziehung, Bildung 2 2 4
Kant. Verwaltung 3 3
Andere Gruppen / Einzelper-
sonen
Total 13 8 3 24

Antwort auf Frage 6

Sind Sie mit dem in Ziff. 3.6. des Vernehmlassungsberichts vorgeschlagenen Schliissel fiir die finanzielle Lasten-
verteilung einverstanden?

Vernehmlasser Volle Zustimmung Zustimmung Ablehnung Total
mit Vorbehalten Antworten

Parteien 3 1 6

Verbande/Organisationen

Hochschulen

Gremien Erziehung, Bildung

NfwidvV|IO|IN
N(W|N|®

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total 15 5 1 21
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6. Ergebnisse der Vernehmlassung im Kanton Solothurn

6.1.Grundsatzfrage

Die Bildung einer von den Kantonen AG, BL, BS und SO gemeinsam getragenen FHNW ist
grundsatzlich unbestritten. Verschiedentlich wird betont, dass damit die Qualitat der Angebo-
te geférdert, eine Verbesserung des Leistungsangebotes erzielt und die Wettbewerbsfahig-
keit gewahrleistet werden soll. Vorbehalte werden namentlich zum Umfang der FHNW und
zum Finanzierungsmodus angebracht. Die FdP verlangt, dass die Struktur Anreize zur Gene-
rierung von eigenen Mitteln schaffen soll. Fur die SP muss die Qualitat oberste Leitlinie sein,
was allein durch Grésse noch nicht gesichert sei. Die SVP bevorzugt tendenziell eine Fusion
mit Teilschulen.

6.2. Umfang der FHNW

Mehrheitlich werden Vorbehalte angebracht zur Integration aller Fachbereiche in die FHNW.
Der Umfang solle tberdacht und ev. etappiert werden (FdP), die FHNW solle sich auf die
Mindestanforderungen des Bundes beschranken und damit Padagogik, Musik und Soziales -
vorderhand - ausschliessen (SVP). Dafir werden teils fachliche Griinde geltend gemacht, da
Bereiche zusammengefihrt werden sollen, die gar nicht zusammen gehéren (SOHK). Der
Einbezug der Padagogik wird Uberwiegend nicht als zwingend erachtet (Bezug der Aus- und
Weiterbildung der Volksschul-Lehrpersonen zu den kantonalen Schulsystemen, nétige Ein-
flussnahme der Kantone auf die Angebote, Regelungskompetenz der Kantone). Oft wird eine
schrittweise bzw. spatere Integration vorgeschlagen (FdP, SP, SOHK, Stadtrat Solothurn,
Stadtrat Olten, FHSO Direktion, Schulrat PH SO, Finanzdept. SO, LSO). Vereinzelt wird hin-
gegen eine sofortige Integration auch der PH SO in die FHNW gefordert (CVP, sia, vpod).
Vom PH SO Schulrat wird die Griindung einer PH NW angeregt. Die Schweizerische Konfe-
renz der Padagogischen Hochschulen verlangt flr die PH's Autonomie und eine eigene
Rechtspersonlichkeit. Die CVP verlangt eine spezielle Vereinbarung zur Finanzierung der
Padagogik. Einzelne Votanten sprechen sich aus Kostengriinden gegen den Einbezug der
Musik aus.

6.3. Fusionsmodell, Portfoliofrage

Fast einhellig wird zwingend die Klarung der Portfoliofrage sowie der Standorte (was wird
kiinftig wo in welchem Umfang angeboten?) vor der Beratung des Staatsvertrags durch die
Parlamente gefordert (unter anderen seitens der FdP, SP, SOHK, PH SO Schulrat, Stadtrat
Olten, Stadtrat Solothurn). Mehrfach wird die Verankerung der Interdisziplinaritat im Staats-
vertrag verlangt, was unter anderem mehrere Fachbereiche je Standort erfordere (SP, Orga-
ne der FHSO). Die vorgeschlagene FlUhrungsstruktur wird z.T. als problematisch erachtet.
Rolle und Funktion der Fachbereichs- und der Standortleitungen sollen prazisiert werden.
Teilweise wird eine dezentrale Flhrungsstruktur (Profit-Zentren) verlangt, da die zentralisti-
sche Fuhrung die Effizienz nicht sichere (unter anderen SVP, FdP, FD SO). Die Standorte
sollen als teilautonome Einheiten geflihrt werden (FdP). Der Standort Olten misse den un-
geteilten ,Lead‘ im Fachbereich Wirtschaft erhalten (FdP, CVP, SVP, SOHK, Stadtrat Olten).

6.4. Kompetenz der Parlamente zur Festlegung der Standorte der Fachbereiche und
zum Abschluss des Leistungsauftrags

Der vorgeschlagenen Kompetenzordnung wird mehrheitlich zugestimmt (unter anderen alle
Parteien). Vielfach wird auch bei dieser Frage gefordert, dass die Eckpunkte des Leistungs-
auftrages samt der Zuteilung der Fachbereiche auf die Standorte vor einer Beratung des
Staatsvertrages in den Kantonsparlamenten bekannt sein missen (vgl. auch Frage 3). Es
wird betont, dass die Kantone erhebliche Mittel investieren und entsprechend die Ausgestal-
tung der FHNW mitbestimmen sollen (FdP). Vereinzelt wird der Instanzenweg als komplex
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beurteilt (sia, FHSO Bereich Technik, BBZ Olten). Einige Stimmen wollen Standortentschei-
de nicht den Parlamenten Ubertragen (sia, STV, vpod, LSO, Vereinigung Solothurnische
Bankinstitute).

6.5. Steuerung der FHNW durch die Parlamente mittels mehrjahrigem Leistungsauf-
trag und entsprechenden Globalbeitragen

Die Flhrung der FHNW mit einem - von den Parlamenten zu beschliessenden - mehrjahri-
gen Leistungsauftrag mit entsprechenden Globalbudget-Beitragen der Kantone findet prak-
tisch einhellige Zustimmung. Mit diesem Modell hat man im Kanton Solothurn gute Erfahrun-
gen gemacht. Favorisiert wird dabei eine 3-Jahres-Periode (FdP, Stadtrat Olten).

6.6. Verteilschliissel fiir die finanzielle Lastenverteilung

Bei der finanziellen Lastenverteilung wird fast einhellig die zu geringe Gewichtung des
Standortvorteils bemangelt. Alle Parteien (CVP, FdP, SP, SVP), ebenso aber auch zahlrei-
che Verbande, die FHSO Gremien, der PH Schulrat und Vernehmlassungspartner aus allen
Gruppierungen fordern eine Korrektur und eine prozentual deutlich starkere Gewichtung des
Standortvorteils (zumeist wird eine 50/50% Gewichtung verlangt). Die FHSO-Direktion ver-
langt eine Klarung der Mittelzuordnung und —verwendung innerhalb der FHNW.

6.7. Weitere Hinweise

e Pensionskasse: Der im Staatsvertrag vorgeschlagene Pensionskassenbeitritt zur Aar-
gauer PK wirft Fragen auf bezuglich der Ausfinanzierung der Deckungsliicke und der fi-
nanziellen Konsequenzen fir den Kanton Solothurn (FdP, SVP, SOHK, Stadtrat Olten).
Verlangt wird eine Uberprifung dieses Punktes. Die SVP verlangt, dass die PK der
FHNW mit dem Beitragsprimat gefuhrt wird.

e Anstellungsverhiltnisse: Die FHNW-weite Regelung der Anstellungsverhaltnisse ist
Uberwiegend unbestritten. Von der SP, dem vpod und der FHV FHSO wird mittelfristig
ein GAV fur die Mitarbeiter der FHNW gefordert.

6.8. Quantitative Auswertung

Die Auswertung der Vernehmlassungsantworten erfolgt in allen Kantonen gemass folgender Kategorien:

Kategorie

Parteien

Verbande

Gemeinden

FH Solothurn

PH SO, Studierenden- und Dozierendenorganisationen

Organisationen und Verbande mit besonderem Bezug zur FH Solothurn
Erziehungsrat, Schulkonferenzen (Erziehung, Bildung)

Kantonale Verwaltungsstellen

andere Gruppen (nicht eingeladene Gruppen, die den definierten Kategorien nicht zugeordnet werden kénnen)
Einzelpersonen
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Beteiligung an der Vernehmlassung

Vernehmlasser Eingeladen Anzahl Stellungnahmen Ein- | Anzahl Stellungnahmen | Total
geladene nicht Eingeladene

Parteien 11 4 4

Verbande 15 5 3 8

Gemeinden 4 3 3

FH SO 3 3 6

PH SO 3 1 2 3

Studierende/Dozierende

Organisationen/Verbande mit 1

Bezug FHSO

Gremien Erziehung, Bildung 3 2 2

Kant. Verwaltung 1

Andere Gruppen / Einzelper- 2 2

sonen

Total LY 19 10 29

Antwort auf Frage 1

Sind Sie grundsétzlich mit der Bildung einer von den Kantonen AG, BL, BS und SO gemeinsam getragenen FH
Nordwestschweiz einverstanden?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung

mit Vorbehalten

Total
Antworten

Ablehnung

Parteien

4

Verbande

Gemeinden

FH SO

NN D>

PH SO
Studierende/Dozierende

[N N N N

No|lw|o®

Organisationen/Verbande mit
Bezug FHSO

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

19




Antwort auf Frage 2
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Sind Sie einverstanden, dass die FHNW alle Fachhochschulbereiche umfassen soll (vgl. Vernehmlassungsbe-

richt, Ziff. 3.3.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

4

Verbande

Gemeinden

FH SO

PH SO
Studierende/Dozierende

2 a2 (N W

NN w|®

Organisationen/Verbande mit
Bezug FHSO

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

14

24

Antwort auf Frage 3

Sind Sie mit dem Fusionsmodell einverstanden (vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

4

Verbande

Gemeinden

FH SO

PH SO
Studierende/Dozierende

Nfwlw|lw|N

NwWw|lw|o®

Organisationen/Verbande mit
Bezug FHSO

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

17

25




Antwort auf Frage 4
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Sind Sie damit einverstanden, dass die Standorte der Fachbereiche durch die Parlamente festgelegt werden, die
FHNW im Ubrigen aber Autonomie zu einer standortiibergreifenden Entwicklung erhélt (vgl. Vernehmlassungsbe-

richt, Ziff. 3.1. und 3.2.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

4

Verbande

Gemeinden

FH SO

PH SO
Studierende/Dozierende

NWw|lw|o®

Organisationen/Verbande mit
Bezug FHSO

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

1

11

25

Antwort auf Frage 5

Sind Sie damit einverstanden, dass die Parlamente die FHNW durch einen mehrjéhrigen Leistungsauftrag mit
entsprechenden Globalbeitrdgen steuern (vgl. Vernehmlassungsbericht, Ziff. 3.4.)?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

4

Verbande

Gemeinden

FH SO

PH SO
Studierende/Dozierende

_fwINv| O BA

NWwlw|o®

Organisationen/Verbande mit
Bezug FHSO

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

20

25




Antwort auf Frage 6
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Sind Sie mit dem in Ziff. 3.6. des Vernehmlassungsberichts vorgeschlagenen Schliissel fiir die finanzielle Lasten-

verteilung einverstanden?

Vernehmlasser

Volle Zustimmung

Zustimmung
mit Vorbehalten

Ablehnung

Total
Antworten

Parteien

4

Verbande

Gemeinden

FH SO

WIN[AN

PH SO
Studierende/Dozierende

Nw|w|o®

Organisationen/Verbande mit
Bezug FHSO

Gremien Erziehung, Bildung

Kant. Verwaltung

Andere Gruppen / Einzelper-
sonen

Total

14

25




	Inhalt
	1. Gesamtübersicht der Resultate über alle vier Kantone
	1.1. Bildung einer gemeinsam getragenen Fachhochschule
	1.2. Umfang der FHNW
	1.2.1 Integration der Fachbereiche
	Pädagogik
	Integration aller Fachbereiche
	Musik

	1.2.2 Portfolio

	1.3. Fusionsmodell
	1.4. Kompetenz der Parlamente zur Festlegung der Standorte der Fachbereiche und zum Abschluss des Leistungsauftrags
	1.5. Steuerung der FHNW durch die Parlamente mittels mehrjährigem Leistungsauftrag und entsprechendem Globalbeitrag
	1.6. Verteilschlüssel für die finanzielle Lastenverteilung
	1.7. Weitere Hinweise

	2. Quantitative Übersicht über alle vier Kantone
	3. Ergebnisse der Vernehmlassung im Kanton Aargau
	
	3.1.Grundsatzfrage
	3.2. Umfang der FHNW
	3.2.1. Integration der Fachbereiche
	3.2.2.	Portfoliofrage
	3.3. Fusionsmodell
	3.4.	Kompetenz der Parlamente zur Festlegung der Standorte der Fachbereiche und zum Abschluss des Leistungsauftrags
	3.5. Steuerung der FHNW durch die Parlamente mittels mehrjährigem Leistungsauftrag und entsprechendem Globalbeitrag
	3.6. Verteilschlüssel für die finanzielle Lastenverteilung
	3.7. Weitere Hinweise
	3.8. Quantitative Auswertung


	4. Ergebnisse der Vernehmlassung im Kanton Basel-Landschaft
	3.8. Quantitative Auswertung
	Beteiligung an der Vernehmlassung

	5. Ergebnisse der Vernehmlassung im Kanton Basel-Stadt
	
	5.1. Grundsatzfrage
	5.2. Integration der Fachbereiche

	5.3. Fusionsmodell
	5.4. Kompetenz der Parlamente zur Festlegung der Standorte der Fachbereiche und zum Abschluss des Leistungsauftrages
	5.5. Steuerung der FHNW durch die Parlamente mittels Leistungsauftrag und entsprechendem Globalbeitrag
	5.6. Verteilschlüssel für die finanzielle Lastenverteilung

	5.7. Weitere Hinweise
	5.8. Quantitative Auswertung

	6. Ergebnisse der Vernehmlassung im Kanton Solothurn
	6.8. Quantitative Auswertung


